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Abkiirzungsverzeichnis

A

ABC-Schutz Schutz vor atomaren, biologischen und chemischen Gefahren
AKV Arbeitskreis Feuerwehrangelegenheiten, Rettungswesen, Katastrophenschutz und zivile Verteidigung der
Stdndigen Konferenz der Innenminister und -senatoren der Lédnder

B

BBK Bundesamt fiir Bevélkerungsschutz und Katastrophenhilfe
BMI Bundesministerium des Innern und fiir Heimat

c

CBRN-Schutz Schutz vor chemischen, biologischen, radiologischen und nuklearen Gefahren
1

IMK Stdndige Konferenz der Innenminister und -senatoren der Lédnder

K

KZV Konzeption Zivile Verteidigung

R

RRGV Rahmenrichtlinien fiir die Gesamtverteidigung

z

ZSKG Gesetz iber den Zivilschutz und die Katastrophenhilfe des Bundes



0 Zusammenfassung

Das Grundgesetz unterscheidet zwischen Katastrophenschutz und Zivilschutz. Katastrophen-
schutz ist Sache der Lander, der Zivilschutz fallt in die Zustandigkeit des Bundes. Aufgabe des
Zivilschutzes ist es, durch nichtmilitarische MaRnahmen die Bevélkerung vor Kriegseinwir-
kungen zu schiitzen und deren Folgen zu beseitigen oder zu mildern.! Grundsatzlich vollzie-
hen die Lander einschlieRlich der Gemeinden und Gemeindeverbadnde die Aufgaben des Zi-
vilschutzes im Auftrag des Bundes (Bundesauftragsverwaltung gemafR Artikel 85 Absatz 1
Grundgesetz, § 2 ZSKG?). Um Parallelstrukturen zu vermeiden, beschlossen Bund und Lander
im Jahr 2002 die ,,Neue Strategie zum Schutz der Bevolkerung in Deutschland (Neue Strate-
gie)“.3 Danach sollten samtliche MaRnahmen und die Ausstattung sowohl fiir den Zivil- als
auch fur den Katastrophenschutz genutzt werden konnen (,,Doppel-Nutzen®). Nach dem
ZSKG nehmen daher die Einheiten und Einrichtungen der Lander fiir den Katastrophenschutz
auch die Aufgaben zum Schutz der Bevolkerung im Zivilschutzfall wahr. Nach § 13 ZSKG er-
ganzt der Bund die Ausstattung des Katastrophenschutzes der Léander in den Aufgabenberei-
chen Brandschutz, ABC-Schutz*, Sanitatswesen und Betreuung. Im Wesentlichen stellt er den
Landern Einsatzfahrzeuge zur Verfligung und finanziert erganzende Zivilschutzausbildungen.
Daflir gab er in den letzten funf Jahren mehr als 265 Mio. Euro aus. Die Lander teilen die er-
ganzende Ausstattung auf die fiir den Katastrophenschutz und die Allgemeine Gefahrenab-
wehr zustdndigen Behorden und Organisationen auf.

Der Bundesrechnungshof hat die erganzende Ausstattung gemall § 13 ZSKG gepriift. Unter
Berlicksichtigung der gemeinsamen Stellungnahme des Bundesministeriums des Innern und
fiir Heimat (BMI) und des Bundesamtes fir Bevolkerungsschutz und Katastrophenhilfe (BBK)
stellt der Bundesrechnungshof das Ergebnis seiner Priifung abschliefend fest.

0.1 Die erganzende Ausstattung gemaf § 13 ZSKG beruht auf einem veralteten Ausstat-
tungskonzept aus dem Jahr 2008. Hierbei betrachteten Bund und Lander den Vertei-
digungsfall als hochst unwahrscheinlich. Im Fokus standen vage Annahmen (iber zu
erwartende Schadenslagen, wie etwa die Bewaltigung von GrofRschadenslagen sowie
die Bedrohungslage durch den internationalen Terrorismus. Eine Bedarfsanalyse lag
dem Ausstattungskonzept nicht zugrunde.

Durch den russischen Angriffskrieg gegen die Ukraine hat sich die Sicherheitslage in
Europa eklatant verandert. Mit den neuen Rahmenrichtlinien fir die Gesamtverteidi-
gung (RRGV) vom 5. Juni 2024 reagierte die Bundesregierung auf die veranderte

1 §1 Absatz 1 Satz 1 ZSKG.

2 Gesetz liber den Zivilschutz und die Katastrophenbhilfe des Bundes (ZSKG), in Kraft seit 9. April 2009.

3 Beschluss der Stindigen Konferenz der Innenminister und -senatoren der Lander (IMK) vom 6. Juni 2002 in
Bremerhaven.

4, ABC-Schutz” ist der Schutz vor atomaren, biologischen und chemischen Gefahren. Das ZSKG aus dem Jahr
2009 verwendet diesen Begriff. Heute gebrauchlicher ist die Bezeichnung ,,CBRN-Schutz” (fiir chemisch, bio-
logisch, radiologisch und nuklear).



0.2

0.3

Sicherheitslage. Die RRGV geben vor, dass das BMI Art und Umfang der ergdnzenden
Ausstattung in Abhangigkeit von der Bedrohungsbewertung festzulegen hat.

Vor dem Hintergrund der veranderten sicherheitspolitischen Rahmenbedingungen
hat der Bundesrechnungshof erwartet, dass der Bund entsprechend der RRGV Art
und Umfang der ergdnzenden Ausstattung in Abhangigkeit von der Bedrohungsbe-
wertung neu bewertet und festlegt. Die erganzende Ausstattung darf nicht auf vagen
Annahmen beruhen, sondern erfordert eine belastbare aktuelle Bedarfsanalyse.

BMI und BBK haben erwidert, dass sie diese Empfehlung bereits umsetzten. Das Kon-
zept des Bundes Uber die erganzende Ausstattung fiir den Zivilschutz wollen sie bis
Mitte 2029 aktualisieren. Der Bundesrechnungshof halt diese Zeitspanne angesichts
der aktuellen Bedrohungslage fiir deutlich zu lang. Die Neukonzeptionierung muss
zeitnah und strukturiert erfolgen. (Tz. 2.1)

Der Bund stattet die Lander fiir Zivilschutzzwecke erganzend aus, ohne deren Perso-
nal- und Materialausstattung im Katastrophenschutz vollstéandig zu kennen. Samtli-
che Versuche des Bundes, von den Landern Daten liber Anzahl, Standorte und Fahig-
keiten vorhandener Einsatzfahrzeuge zu erhalten, scheiterten. Auch versuchte der
Bund mehrfach erfolglos, von den Landern Angaben dariiber zu erhalten, wie viel
Personal im Katastrophenfall zur Verfligung steht. Ein standardisiertes Verfahren zur
Meldung von Bestandsdaten der Lander gibt es bis heute nicht. Der Bundesrech-
nungshof hat empfohlen, dass der Bund ein solches Verfahren dringend etablieren
sollte.

BMI und BBK haben erklart, die Fahigkeitsabfragen in den Landern sukzessive in den
Zivilschutzaufgabenbereichen Betreuung, Brandschutz, CBRN-Schutz und Sanitdtswe-
sen bis voraussichtlich zum Jahr 2028 durchzufiihren. Der Bundesrechnungshof weist
darauf hin, dass die Landerabfragen strukturiert und zeitnah erfolgen mussen. Der
gesetzte Zeitrahmen ist vor dem Hintergrund der weltpolitischen Lage zu lang.

(Tz. 2.2)

Das BBK hat zudem keinen Uberblick, ob fiir den Zivilschutzfall geniigend ausgebilde-
tes Personal vorhanden und die bereitgestellte erganzende Ausstattung einsatzfahig
ist. In den letzten Jahren hat es nahezu von keinem seiner Steuerungs- und Kontroll-
befugnisse Gebrauch gemacht, die ihm bei der Bundesauftragsverwaltung im Rah-
men der Bundesaufsicht gegeniiber den Landern gemaR Artikel 85 Absatz 4 Grundge-
setz zustehen.

In einem jdhrlichen Bewirtschaftungsrundschreiben gibt das BBK vor, wie die Lander
die ergdnzende Ausstattung zu verwalten und wie sie dem BBK zu berichten haben
(beispielsweise zur Verwendung zugewiesener Haushaltsmittel und zur Einsatzbereit-
schaft der Fahrzeuge). Das BBK hat zugelassen, dass nicht alle Lander der Berichts-
pflicht nachkamen. Die Berichte wertete es nur teilweise aus. Vor-Ort-Prifungen hat
es bisher nicht durchgefiihrt. Das BBK missachtete daher nicht nur die eigenen



0.4

Vorgaben der Bewirtschaftungsrundschreiben. Es verstieR gegen die Grundsatze der
OrdnungsmaRigkeit und Wirtschaftlichkeit nach § 7 BHO.

Der Bundesrechnungshof hat erwartet, dass das BBK ordnungsgemal und wirtschaft-
lich handelt und die Bundesaufsicht wahrnimmt.

BMI und BBK haben mitgeteilt, dass das BBK die unzureichende Bundesaufsicht er-
kannt und umfangreiche MalRnahmen in die Wege geleitet habe. Die Gesamtheit die-
ser Mallnahmen erlaubten es dem Bund, seinen gesetzlichen Pflichten der Bundes-
aufsicht nachzukommen. Der Bundesrechnungshof erkennt an, dass sich das BBK
bemiiht, die Bundesaufsicht im Bereich der Erganzenden Ausstattung zu verbessern.
(Tz. 3)

Der Verteidigungsfall ist angesichts der aktuellen Sicherheitslage nicht mehr , hdchst
unwahrscheinlich.” Derzeit ist der Bund weder (iber die Notwendigkeit und Aus-
kommlichkeit der ergdnzenden Ausstattung hinreichend informiert, noch kann er ihre
Einsatzfahigkeit Giberblicken. Er kann daher nicht abschatzen, ob er die Bevolkerung
im Zivilschutzfall ausreichend schiitzen und unterstiitzen kann. Der Bundesrech-
nungshof hat dies fir nicht hinnehmbar gehalten. Es ist dringend erforderlich, dass
die Zivilschutzausstattung einsatzbereit, vollstandig und personell ausgestattet ist.
Dies zu gewahrleisten ist Aufgabe der Lander, dies zu kontrollieren ist Aufgabe des
BBK.

BMI und BBK haben anerkannt, dass die bislang vorliegenden Informationen zu Risi-
kobewertungen und zu Fahigkeiten der Lander nicht ausreichen, um die bedrohungs-
gerechte und den Kapazitaten der Lander angepasste Erganzende Ausstattung fir
den Zivilschutz vollumfanglich bereitzustellen. Daher habe sich der Bund mit den Ladn-
dern auf die Durchfiihrung von Landerabfragen verstandigt. Deren Ergebnisse sowie
die Erkenntnisse aus den Risikoanalysen wiirden es ermoglichen, das Ausstattungs-
konzept zu liberarbeiten. Die aktuell beschaffte Ergdnzende Ausstattung werde be-
stimmten Bedrohungen gerecht und in den Landern stationiert, um im Verteidigungs-
fall eingesetzt werden zu kdnnen.

Der Bundesrechnungshof halt es fiir dringlich, dass der Bund nicht nur auf bestimmte
Bedrohungslagen, sondern umfassend vorbereitet ist. Die Informationen zu Risikobe-
wertungen und zu Fahigkeiten der Lander miissen daher alsbald vorliegen. Hier darf
sich das BBK nicht zu viel Zeit lassen, sondern muss die Informationen zeitnah und
systematisch einholen. (Tz. 4)



1 Vorbemerkungen

1.1 Verfassungsrechtliche Grundlagen

Das Grundgesetz unterscheidet zwischen Katastrophenschutz und Zivilschutz. Der Katastro-
phenschutz ist Aufgabe der allgemeinen Gefahrenabwehr und damit Sache der Lander (Arti-
kel 30, 70 Grundgesetz). Den Landern obliegen damit die Ressourcenvorsorge und das ope-
rative Krisen- und Ressourcenmanagement bei Katastrophen.

Der Zivilschutz ist Aufgabe des Bundes und obliegt dessen Verantwortung (Artikel 73 Ab-
satz 1 Nummer 1 Grundgesetz). Aufgabe des Zivilschutzes ist es, durch nichtmilitarische
Malnahmen die Bevolkerung vor Kriegseinwirkungen zu schiitzen und deren Folgen zu be-
seitigen oder zu mildern.> Bundesgesetze, die den Zivilschutz betreffen, kdnnen bestimmen,
dass sie ganz oder teilweise in bundeseigener Verwaltung mit eigenem Verwaltungsunter-
bau oder von den Lindern im Auftrag des Bundes ausgefiihrt werden.® Der Gesetzgeber hat
mit dem ZSKG die Zustandigkeiten entsprechend geregelt. Danach vollziehen grundsatzlich
die Lander einschlieRlich der Gemeinden und Gemeindeverbande die Aufgaben des Zivil-
schutzes im Auftrag des Bundes (Bundesauftragsverwaltung gemaR Artikel 85 Absatz 1
Grundgesetz, § 2 ZSKG). Bei der Bundesauftragsverwaltung unterstehen die Landesbehorden
den Weisungen der zustandigen obersten Bundesbehorden (Artikel 85 Absatz 3 Satz 1
Grundgesetz). Die Verwaltungsaufgaben des Bundes nach dem ZSKG nimmt das im Jahr 2004
errichtete BBK wahr.

1.2 Neue Strategie zum Schutz der Bevolkerung

Infolge der Terroranschlage vom 11. September 2001 und der Hochwasserlagen im

Jahr 2002 beschlossen die Innenminister von Bund und Ldndern im Jahr 2002 die ,Neue Stra-
tegie zum Schutz der Bevdlkerung in Deutschland (Neue Strategie)“.” Ziel war ein starkeres
Zusammenwirken der fir den Katastrophenschutz zustandigen Lander und des fiir den Zivil-
schutz zustandigen Bundes bei der Vorbereitung auf GroRschadenslagen und deren Bewalti-
gung, unabhangig davon, ob diese militdrische oder sonstige Ursachen haben. Bund und Lan-
der fuhrten daflir den Begriff des ,,Bevolkerungsschutzes” ein, der sowohl den Zivil- als auch
den Katastrophenschutz umfasst. Grundgedanke der Neuen Strategie war es, Parallelstruk-
turen zu vermeiden. Samtliche MaBnahmen und die Ausstattung sollten sowohl flir den Zivil-
als auch filir den Katastrophenschutz genutzt werden kénnen (,,Doppel-Nutzen”). Dieser
Grundgedanke findet Ausdruck im ZSKG, welches im Jahr 2009 in Kraft getreten ist.

5> §1 Absatz 1 Satz 1 ZSKG.

6 Artikel 87b Absatz 2 Grundgesetz.

7 Beschluss der Standigen Konferenz der Innenminister und -senatoren der Lander (IMK) vom 6. Juni 2002 in
Bremerhaven.



1.3 Erganzende Ausstattung gemal’ § 13 ZSKG

Nach dem ZSKG nehmen die Einheiten und Einrichtungen der Lander fiir den Katastrophen-
schutz auch die Aufgaben zum Schutz der Bevélkerung im Zivilschutzfall wahr. Der Bund stat-
tet sie zu diesem Zweck erganzend aus und bildet sie entsprechend aus (§ 11 Absatz 1 Satz 2
ZSKG). Umgekehrt stehen ,,Vorhaltungen und Einrichtungen des Bundes fiir den Zivilschutz
den Landern auch fir Aufgaben im Bereich des Katastrophenschutzes zur Verfiigung” (§ 12
ZSKG). Nach § 13 ZSKG erganzt der Bund die Ausstattung des Katastrophenschutzes in den
Aufgabenbereichen Brandschutz, ABC-Schutz®, Sanitatswesen und Betreuung. Die ergén-
zende Ausstattung stellt der Bund den Landern zur Verfligung. Eigentiimer bleibt der Bund.
Im Wesentlichen stellt er den Landern Einsatzfahrzeuge zur Verfiigung, beispielsweise Losch-
fahrzeuge und Krankentransportwagen. Die Lander teilen die erganzende Ausstattung auf
die fiir den Katastrophenschutz und die Allgemeine Gefahrenabwehr zustandigen Behoérden
und Organisationen auf. Die Kosten fiir die Unterbringung und Wartung der Fahrzeuge er-
stattet der Bund. Helferinnen und Helfer in Einheiten und Einrichtungen des Katastrophen-
schutzes und der Allgemeinen Gefahrenabwehr, die fiir eine Verwendung in den Aufgaben-
bereichen Brandschutz, ABC-Schutz, Sanitdtswesen und Betreuung vorgesehen sind,
erhalten bei ihrer Ausbildung eine ergdanzende Zivilschutzausbildung. Deren Kosten tragt der
Bund.

Im Jahr 2023 waren im Haushalt des BBK bei Kapitel 0628 Titelgruppe 01 (,,Ausgaben des er-
ganzenden Katastrophenschutzes”) rund 60 Mio. Euro veranschlagt. Im Jahr 2024 betragt
das Soll 53,7 Mio. Euro. Die Ausgaben des erganzenden Katastrophenschutzes machen damit
in den Jahren 2023 und 2024 rund ein Drittel der Gesamtausgaben des BBK aus.

8 ABC-Schutz” ist der Schutz vor atomaren, biologischen und chemischen Gefahren. Das ZSKG aus dem Jahr
2009 verwendet diesen Begriff. Heute gebrauchlicher ist die Bezeichnung ,,CBRN-Schutz” (fiir chemisch, bio-
logisch, radiologisch und nuklear).



Tabelle 1
Ausgaben des Bundes fiir die erganzende Ausstattung gemaR
§ 13 ZSKG seit 2019

Jahr Ausgaben
in Mio. Euro

2019 44,2
2020 66,7
2021 31,1
2022 41,3
2023 81,8
2024 53,7 (Soll)

Quelle: Bundeshaushaltsplane, Kapitel 0628, Titelgruppe 01 , Ausgaben des erganzenden Katastrophenschut-

“

zes
Wir haben die erganzende Ausstattung gemald § 13 ZSKG gepriift.

BMI und BBK haben zu unseren Feststellungen am 9. September und 16. Oktober 2024 ge-
meinsam Stellung genommen. Unter Beriicksichtigung der Stellungnahmen stellen wir das
Ergebnis der Priifung abschlieend im Sinne von § 96 Absatz 4 BHO fest

2 Grundlagen der erganzenden Ausstattung

2.1 Ausstattungskonzept veraltet und ohne Bedarfsanalyse

2.1.1 Feststellungen

Der ergdanzenden Ausstattung nach § 13 ZSKG liegt ein Ausstattungskonzept aus dem

Jahr 2008 zugrunde. Die Standige Konferenz der Innenminister und -senatoren der Lander
(IMK) hatte es im Juli 2007 im Umlaufverfahren beschlossen: , Die IMK begriiRt, dass der
Bund seinen Verpflichtungen im Bevélkerungsschutz dauerhaft durch ein finanzielles Enga-
gement in Hohe von jahrlich mindestens 57 Mio. Euro nachkommen und fiir den erganzen-
den Katastrophenschutz 5 036 Fahrzeuge einschlielRlich konsumtiver Kosten finanzieren
wird.” Die Fahrzeuge seien nach dem Beschluss der IMK wie folgt auf die Lénder zu verteilen:
Bei den 2 237 Fahrzeugen, die fiir besondere Gefahrenlagen konzipiert sind, handelt es sich
um die so genannte Kernkomponente. Hier wird in besonderem Male die Flache der Bun-
deslander bericksichtigt. Die Verteilung der weiteren 2 799 Fahrzeuge, der so genannten
Unterstitzungskomponente, richtet sich ,,nach dem bewahrten Bevolkerungsschliissel von
1995 (abstellend auf die Bevolkerungszahl der Bundeslander im Jahr 2005)“. Das BBK (iber-
gibt die Fahrzeuge den Innenressorts der Lander, die sie in eigener Zustandigkeit auf Stadte

10



und Kreise verteilen. Der Bund hat und nimmt keinen Einfluss auf die Verteilung der Fahr-
zeuge und der Ausstattung innerhalb eines Landes.’

Das Ausstattungskonzept orientierte sich an einem raumlich begrenzten Gefahrenbild einer
GrofRschadenslage. Ziel war insbesondere den Katastrophenschutz der Lander fir Sonderla-
gen, insbesondere CBRN-Gefahren!® und Massenanfall von Verletzten schwerpunktmaRig zu
erganzen. Aus gesamtstaatlicher Verantwortung fir den Bevolkerungsschutz insgesamt sieht
das Bundeskonzept ergdanzende Einsatzfahrzeuge in den Bereichen Brandschutz und Betreu-
ung als Unterstlitzungskomponente (L6schgruppenfahrzeuge, Gerdatewagen Logistik Wasser-
versorgung, Geratewagen Betreuung, Betreuungs-Kombi) vor. Darliber hinaus werden er-
ganzend Krankentransportwagen zur Verfigung gestellt.!?

Bei der Erarbeitung des Konzepts hielt der Bund den , Verteidigungsfall als legitimatorische
Grundlage fiir den Beitrag des Bundes zum Katastrophenschutz der Lander” fiir ,,hochst un-
wahrscheinlich”. Vielmehr sei davon auszugehen, dass die vom Bund bereitgestellten Fahr-
zeuge so gut wie ausschlieBlich fir eine friedensmaBige Nutzung durch die Léander, d. h. also
flir originare Landerzwecke, zur Verfligung stehen.

Auch die Lander malRen dem Verteidigungsfall bei der Erarbeitung des Konzepts keine Be-
deutung bei. Die IMK hielt es im Juni 2007 fur erforderlich, ,dass Bund und Lénder in konse-
quenter Fortsetzung der Umsetzung der Neuen Strategie — basierend auf den Erfahrungen
bei grofRen Veranstaltungen von nationaler Bedeutung und der Bewiltigung von GroRscha-
denslagen — die Ausstattung im Zivil- und Katastrophenschutz den neuen und verscharften
Gefahrdungslagen anpassen und dabei insbesondere die Bedrohungslage durch den interna-
tionalen Terrorismus beriicksichtigen. 2

Im Februar 2019 erh6hte der Bund das Ausstattungs-Soll auf insgesamt 5 421 Fahrzeuge.
Konzeptionelle Grundlage blieb bis heute das Ausstattungskonzept aus dem Jahr 2008. Aktu-
ell (Stand Juni 2024) hat das BBK von den 5 421 im Ausstattungskonzept vorgesehenen Fahr-
zeugen etwa 70 % beschafft und den Landern zur Verfligung gestellt. Mehr als 1 600 Fahr-
zeuge fehlen noch, um das Ausstattungs-Soll zu erreichen. Die IMK stellte im Dezember 2023
fest, dass die Ausstattung durch den Bund im Bevolkerungsschutz auszubauen sei. Sie bat
den Bund, die Bundesmittel zu erhéhen, um die seit Jahren bestehenden Ausstattungsliicken
zu schlieBen und notwendige Ersatzbeschaffungen vorzunehmen.!3

® Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Fraktion der CDU/CSU — Drucksache 20/10888 —
vom 11. April 2024, Zuteilung von ergdanzender Ausstattung des Katastrophenschutzes an Rheinland-Pfalz.

1S, FuRnote 4.

11 BBK, Ausstattungskonzept, Stand April 2008, Seite 4, ,,Grundlagen”.

12 sammlung der zur Verdffentlichung freigegebenen Beschliisse der 183. Sitzung der IMK am 1. Juni 2007 in

Berlin, TOP 17: Neue Strategie zum Schutz der Bevélkerung; Ausstattungsfragen.

Sammlung der zur Veroffentlichung freigegebenen Beschliisse der 220. Sitzung der IMK am 8. Dezem-

ber 2023 in Berlin, TOP 55: Starkere Berlicksichtigung des Zivil- und Katastrophenschutzes im Bundeshaus-

halt.
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Bei der Festlegung der Neuen Strategie hatten sich Bund und Lander im Jahr 2002 darauf
verstandigt, dass es flir eine bedrohungsgerechte Anpassung des Bevolkerungsschutzes ei-
ner Risikoanalyse bedarf. Darliber hinaus sollten Schutzziele definiert werden. Beide Aspekte
sollten in ein umfassendes Risikomanagement miinden.'*

Dem Ausstattungskonzept aus dem Jahr 2008 lag keine Bedarfsanalyse in Form einer Risiko-
analyse zugrunde. Das BBK legte erst im Jahr 2010 eine ,,Methode fiir die Risikoanalyse im
Bevolkerungsschutz” vor. Risikoanalysen erstellte es erstmals im Jahr 2012 zu den Themen
»Extremes Schmelzhochwasser aus den Mittelgebirgen” und ,,Pandemie durch Virus Modi-
SARS“. In den Jahren 2013 und 2014 folgten Risikoanalysen zu den Themen , Wintersturm*
und ,Sturmflut.”

Eine konzeptionelle Grundlage fir den Zivilschutz und die zivile Verteidigung gibt es erst mit
der im August 2016 vom Bundeskabinett beschlossenen Konzeption Zivile Verteidigung
(KZV). Danach ist ein regelmaBig zu aktualisierender Katalog ,,Referenzszenarien Bund“ zu
entwickeln. Hieraus soll die erganzende Ausstattung aus den erforderlichen Fahigkeiten ab-
geleitet werden. Die konkrete Ausgestaltung sei im Benehmen mit den Landern in Rahmen-
konzepten zu konkretisieren. Aus den verschiedenen Fahigkeitskonzepten sei ein umfassen-
des neues ,Konzept des Bundes Uber die erganzende Ausstattung fir den Zivilschutz” zu
entwickeln.®

Bislang erstellte der Bund im Benehmen mit den Landern Rahmenkonzepte fiir folgende Sze-
narien:

e Betreuung,

e Massenanfall von Verletzten,

e Krankenhaus Alarm- und Einsatzplanung,

e Evakuierung sowie

e Massenanfall von Verletzten in CBRN-Lagen.

Auswirkungen auf das Ausstattungskonzept hatte die Bearbeitung dieser Referenzszenarien
nicht.

Aktuell sind CBRN-Szenarien Gegenstand von Risikoanalysen. Bis zum Ende der aktuellen Le-
gislaturperiode sollen insgesamt vier Analysen mit CBRN-Bezug durchgefiihrt werden. Die
erste Analyse befasst sich mit dem Teilszenario ,,Einsatz von chemischen Kampfstoffen” und
soll im Laufe des Jahres 2024 abgeschlossen werden.®

14 Unterrichtung des Deutschen Bundestages durch die Bundesregierung mit dem ,Bericht tiber die Methode
zur Risikoanalyse im Bevolkerungsschutz 2010, Drucksache des Deutschen Bundestages 17/4178,S. 3 f
vom 9. Dezember 2010.

15 Konzeption Zivile Verteidigung (KZV) vom 24. August 2016, abrufbar auf www.bmi.bund.de.

16 Sijehe ,Bericht zur Risikoanalyse fiir den Zivilschutz 2023“ vom 19. Februar 2024, Unterrichtung durch die
Bundesregierung, Bundestagsdrucksache 20/10476.
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Das Bundeskabinett beschloss am 5. Juni 2024 neue Rahmenrichtlinien fir die Gesamtvertei-
digung (RRGV). Die RRGV beschreiben die zivilen und militarischen Aspekte der Gesamtver-
teidigung Deutschlands gemal der verfassungsrechtlichen Ordnung des Grundgesetzes. Die
neuen Richtlinien I16sen die bisherige RRGV aus dem Jahr 1989 ab. Ausgangspunkt der Uber-
arbeitung war die veranderte Sicherheitslage in Europa: ,In den liber dreiRig Jahren seit In-
krafttreten der Rahmenrichtlinie Gesamtverteidigung am 10. Januar 1989 hat sich das si-
cherheitspolitische Umfeld Deutschlands grundlegend gewandelt. Infolge der Entspannung
nach dem Ende des Kalten Krieges wurden viele Strukturen, Organisationen, Dienststellen
und Anlagen der zivilen und militarischen Verteidigung zuriickgebaut. Russlands Angriffs-
krieg gegen die Ukraine ist ein Bruch des Vélkerrechts und der europdischen Sicherheitsord-
nung. Darauf haben Deutschland und die NATO reagiert und ihre Abschreckungs- und Vertei-
digungsfahigkeiten ausgebaut. Erstmals seit Jahrzehnten ist Deutschland auch wieder
militarisch bedroht.“?’

Nach den RRGV miissen sich ZivilschutzmaBnahmen nach den zu erwartenden Szenarien
richten. Das BMI hat Art und Umfang der erganzenden Ausstattung abhangig von der Bedro-
hungsbewertung festzulegen.®

2.1.2 Wairdigung

Die erganzende Ausstattung gemald § 13 ZSKG findet ihre Grundlage in einem Ausstattungs-
konzept aus dem Jahr 2008, dem schon damals die fundierte fachliche Grundlage einer Be-
darfs- und Risikoanalyse fehlte. Vielmehr beruhte es auf einem Konsens zwischen Bund und
Landern Uber einen jahrlich vom Bund zu leistenden finanziellen Beitrag und einer ZielgroRe
in Form einer festgelegten Anzahl von Fahrzeugen. Deren Verteilung richtete sich nach Para-
metern wie der GréRe der Bundeslander und einem Bevélkerungsschliissel. Im Ubrigen lagen
dem Ausstattungskonzept lediglich vage Annahmen (iber zu erwartende Schadenslagen zu-
grunde, aus Sicht der Lander etwa basierend auf den Erfahrungen bei groRen Veranstaltun-
gen von nationaler Bedeutung, der Bewaltigung von GroRschadenslagen sowie der Bedro-
hungslage durch den internationalen Terrorismus. Den Eintritt des Verteidigungsfalls
betrachteten sie im Jahr 2008 als ,hochst unwahrscheinlich®.

Wir haben es als kritisch gesehen, dass das BBK weiterhin das vorgegebene Ausstattungs-Soll
erreichen will, obwohl dem Ausstattungskonzept keine Bedarfsanalyse zugrunde lag, die auf
einer Risikoanalyse aufbaute und konzeptionell hinterlegt war. Zwar erstellte der Bund seit
dem Jahr 2012 jahrliche Risikoanalysen sowie einige Rahmenkonzepte fiir Referenzszena-
rien. Diese wirkten sich aber nicht auf das Ausstattungskonzept der erganzenden Ausstat-
tung aus. Spatestens seit dem russischen Angriffskrieg gegen die Ukraine hat sich die Sicher-
heitslage eklatant gedndert. Der Verteidigungsfall als legitimatorische Grundlage fiir den
Beitrag des Bundes zum Katastrophenschutz der Lander ist angesichts der aktuellen Entwick-
lungen nicht mehr hochst unwahrscheinlich. Mit dem Beschluss der RRGV im Juni 2024 hat

7" Rahmenrichtlinien fiir die Gesamtverteidigung (RRGV) vom 5. Juni 2024, Einleitung.
18 RRGV vom 5. Juni 2024, Seite 31.
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die Bundesregierung selbst erkannt, dass die erganzende Ausstattung an der Bedrohungs-
lage auszurichten ist.

2.1.3 Empfehlung

Wir haben erwartet, dass der Bund entsprechend der RRGV Art und Umfang der erganzen-
den Ausstattung in Abhdngigkeit von der Bedrohungsbewertung neu bewertet und festlegt.
Die erganzende Ausstattung diirfe nicht auf vagen Annahmen beruhen, sondern erfordere

eine belastbare aktuelle Bedarfsanalyse.

2.1.4 Stellungnahme

BMI und BBK haben erklart, dass es den Prozess der Umsetzung der KZV einschlieRlich der
Erstellung von Referenzszenarien, Rahmen- und Fahigkeitskonzepten, welche die Fahigkei-
ten der Lander beriicksichtigen, weiter intensiv verfolge und zurzeit beschleunige. Die Er-
kenntnisse dieses Prozesses wirden als Grundlage fiir ein kiinftiges Ausstattungskonzept
dienen. Im Ubrigen sei die Auswertung der Bedrohungslage ein standiger und etablierter
Prozess, der auch in der Vergangenheit schon Erkenntnisse geliefert habe. Das BBK setze un-
sere Empfehlung daher bereits um. Aktuell gehe es davon aus, dass es das Konzept des Bun-
des Uber die erganzende Ausstattung fir den Zivilschutz bis Mitte 2029 aktualisieren werde.

2.1.5 AbschlieRende Wiirdigung

Wir begrifRen, dass das BBK die Empfehlung bereits umsetzt. Den gesetzten Zeitrahmen hal-
ten wir jedoch fiir deutlich zu lang. Angesichts der aktuellen Bedrohungslage ist ein Zuwar-
ten um weitere finf Jahre nahezu unverantwortlich. Wir behalten uns vor, das Parlament
darliber zu unterrichten.

2.2 Bund hat keinen Uberblick Giber Ausstattung und
Personal des Katastrophenschutzes

2.2.1 Feststellungen

Die Ausstattung im Zivilschutz ist nach dem ZSKG die Summe der fiir den Katastrophenschutz
vorgehaltenen Ausstattungen der Lander und der ergdnzenden Ausstattung des Bundes. Das
Ausstattungskonzept aus dem Jahr 2008 beriicksichtigte die in den Landern fiir den Katastro-
phenschutz vorhandene Ausstattung nicht. Grund dafiir ist, dass der Bund diese nicht
kannte. Samtliche Versuche des Bundes, von den Landern Daten Uber Anzahl, Art und Fahig-
keiten vorhandener Fahrzeuge zu erhalten, scheiterten. Auch versuchte das BBK mehrfach
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erfolglos, von den Landern Angaben dariber zu erhalten, wie viel Personal in den Landern
im Katastrophenfall zur Verfligung steht. Ein standardisiertes Verfahren zur Meldung von Be-
standsdaten der Lander gibt es bis heute nicht. Das BBK nutzt stattdessen verschiedene all-
gemein zugangliche Quellen, (beispielsweise Statistiken der Hilfsorganisationen oder Feuer-
wehrjahrbicher), um entsprechende Informationen zu erhalten.

Der Bundesrechnungshof hatte bereits in den Bemerkungen 2013 kritisiert, dass der Bund
die Lander beim Zivilschutz ergdnzend ausstattet, ohne deren Personal- und Materialausstat-
tung im Katastrophenschutz vollstandig zu kennen.?

Nach der KZV aus dem Jahr 2016 baut die erganzende Ausstattung auf ,eigenen Anstrengun-
gen und Ressourcen der Lander auf und erfolgt auf der Basis von Informationen tiber das Po-
tenzial des Katastrophenschutzes der Lander sowie zivilschutzrelevanter Gefahrenpotenzi-
ale. Zur Ermittlung dieser Informationen wird eine regelméaRige Abfrage etabliert.“?°

Im April 2023 bat der Arbeitskreis V ,, Feuerwehrangelegenheiten, Rettungswesen, Katastro-
phenschutz und zivile Verteidigung” der Standigen Konferenz der Innenminister und
-senatoren der Lander (AK V) das BMI, die Auswirkungen aktueller Ausstattungskonzepte
auf die Leistungsfahigkeit des Bevolkerungsschutzes fiir die Zeitraume 5, 10 und 20 Jahre zu
untersuchen und einen ersten Bericht zur Herbstsitzung 2023 vorzulegen.

Um die Leistungsfahigkeit des Bevolkerungsschutzes wie erbeten auswerten und dazu be-
richten zu kénnen, bat das BBK im Juni 2023 die Lander, ihre aktuellen Ausstattungskonzepte
bereitzustellen. Auch sollten sie mitteilen, wie hoch der Bundesanteil ihrer Ausstattung fir
den Bevolkerungsschutz ist. Ferner sollten sie Auskunft dariiber geben, anhand welcher Kri-
terien sie die erganzende Ausstattung raumlich verteilen, welche besonderen Gefahren, die
im Zivilschutzfall drohen, sie der Verteilung zugrunde legen und auf welchen Schutzzielen
Ihre Planungen beruhen. Das BBK hielt es ,,ausgehend von der 2007 durch die IMK beschlos-
sene Ergidnzung des Bundes nach zwei Jahrzehnten fiir angezeigt, die damaligen Uberlegun-
gen einer kritischen Revision zu unterziehen. Diese muss die Frage beantworten, ob die qua-
litativen Planungsgrundlagen angesichts der verdanderten sicherheitspolitischen Rahmen-
bedingungen noch zeitgemaR sind. Zudem hat sie zu bewerten, ob die daraus seinerzeit ab-
geleiteten quantitativen Bedarfe an Ausstattung weiterhin zutreffend sind.”

Mit Schreiben vom 28. Juli 2023 teilte das BBK den Landern mit, dass es angesichts der un-
terschiedlichen Auslegung des AK V-Beschlusses eine Erhebung der erbetenen Informatio-
nen nicht mehr fiir zielfiihrend halte. Die im Schreiben vom 16. Juni 2023 geduRerte Bitte um
Ubermittlung von Informationen zog es zuriick. Das BBK dokumentierte nicht, warum es die
Informationsabfrage zurlickzog.

1% Beitrag Nummer 17 zu den Bemerkungen des Bundesrechnungshofes fiir das Haushaltsjahr 2013, Bundes-
tagsdrucksache 18/111, Nummer 17.
20 KzV, Seite 20.
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2.2.2 Wairdigung

Wir haben es fir nicht hinnehmbar erachtet, dass der Bund auch tber 20 Jahre nach dem
Beschluss zur Neuen Strategie noch immer nicht lber belastbare Informationen tber die Ka-
tastrophenschutz-Ausstattung der Lander verfligt. Somit stellt er seit Giber 20 Jahren den
Landern Einsatzfahrzeuge zur Verfligung, ohne den Bedarf zu kennen. Alleiniges Ziel ist es,
ein Ausstattungs-Soll von 5 421 Fahrzeugen zu erreichen. Ob diese Fahrzeuge den Katastro-
phenschutz der Lander wirklich sinnvoll erganzen und sie fiir den Zivilschutz tiberhaupt not-
wendig, geeignet und zweckmaRig sind, kann er nicht beurteilen. Dabei macht die KZV klare
Vorgaben: Die erganzende Ausstattung soll auf eigenen Anstrengungen und Ressourcen der
Lander aufbauen und auf Informationen lGber das Potenzial des Katastrophenschutzes der
Lander sowie zivilschutzrelevanter Gefahrenpotenziale basieren. Die in der KZV vorgegebene
regelmalige Abfrage, um diese Informationen zu ermitteln, gibt es bisher nicht.

Der Bund kann nur dann die Ausstattung der Lander flir Zwecke des Zivilschutzes zielgerich-
tet erganzen, wenn er

e die Ausstattung der Lander und deren Standorte kennt,
e weil}, wie viel Personal fir den Katastrophenschutz in den Landern vorhanden ist.

2.2.3 Empfehlung

Vor dem Hintergrund der veranderten sicherheitspolitischen Rahmenbedingungen haben
wir erwartet, dass das BBK

e seine im Jahr 2023 abgebrochene Landerabfrage durchfihrt, um valide Bestandsdaten zu
erhalten,
e die in der KZV vorgesehene regelmaRige Informationsabfrage etabliert.

2.2.4 Stellungnahme

BMI und BBK haben eingewandt, dass das BBK seit Giber 20 Jahren bei der ergdnzenden Aus-
stattung eng mit den Landern, Hilfsorganisationen und Ehrenamtlichen zusammenarbeite.
Teil dieser Zusammenarbeit sei auch ein enger Erfahrungsaustausch zu den Fahrzeugen und
ihrem Nutzen in der Praxis. Die so gewonnenen Erfahrungen fléssen in die einzelnen Be-
schaffungsmafinahmen ein. Somit sei sichergestellt, dass die Fahrzeuge den Katastrophen-
schutz der Lander sinnvoll erganzten.

BMI und BBK haben zugestanden, dass das in der KZV vorgesehene Verfahren bisher noch
nicht vollstandig umgesetzt wurde und das BBK daher noch keinen vollstandigen Sachstand
Uber alle Ressourcen des Katastrophenschutzes der Lander habe. Es beabsichtige, die Infor-
mationen zu ,,ermitteln”, die mit der abgebrochenen Landerabfrage erhoben werden soll-
ten. Hierzu werde das BBK die Fahigkeitsabfragen in den Landern sukzessive in den
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Zivilschutzaufgabenbereichen Betreuung, Brandschutz, CBRN-Schutz und Sanitatswesen fort-
flihren (bis voraussichtlich ins Jahr 2028). Die Fahigkeitsabfragen wolle kiinftig regelmaRig
wiederholen.

2.2.5 AbschlieRende Wiirdigung

Ein regelmaRiger Erfahrungsaustausch kann eine systematische Bestandsabfrage in den Lan-
dern nicht ersetzen. Soweit das BBK die Informationen, die es mit der Landerabfrage erhe-
ben wollte, nun selbst ermitteln mochte, so ist dieses Vorgehen offensichtlich sehr langwie-
rig. Die Ergebnisse sollen erst im Jahr 2028 zur Verfligung stehen. Vor dem Hintergrund der
weltpolitischen Lage ist ein derartig langer Zeitraum nicht hinnehmbar. Ein angemessener
Schutz der Bevélkerung muss zligig erreicht werden. Wir behalten uns vor, das Parlament
dariber zu unterrichten.

3 Mangelhafte Wahrnehmung der
Bundesaufsicht

Gemal § 12 ZSKG steht die erganzende Ausstattung des Bundes den Landern auch fiir Aufga-
ben im Bereich des Katastrophenschutzes zur Verfligung. Sie muss daher jederzeit einsatzbe-
reit, d. h. vollstandig und funktionsfahig sein. Der Bund erstattet gemal § 29 ZSKG die Kos-
ten flr

e die Unterbringung der bundeseigenen Fahrzeuge und der persdnlichen Schutzausriistung
pauschal mit einer Standortpauschale,

e arztliche Untersuchungen der Einsatzkrafte,

e die Wartung und Instandhaltung der Fahrzeuge sowie

e die ergdanzende Zivilschutzausbildung der Helferinnen und Helfer.

Das BBK regelt in einem jahrlichen Bewirtschaftungsrundschreiben??, wie die Lander die er-
ganzende Ausstattung zu verwalten und die vom Bund zugewiesenen Haushaltsmittel zu be-
wirtschaften haben.

21 BBK, Bewirtschaftungsrundschreiben, Haushaltsjahr 2024, Stand Oktober 2023.
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3.1 Keine Uberpriifung der Abrechnungen

3.1.1 Feststellungen

Im Jahr 2024 sind im Haushalt des BBK fiir die Kostenerstattung fiir die Unterbringung der
ergidnzenden Ausstattung?? 6,2 Mio. Euro veranschlagt. Fiir die Wartung und Instandsetzung
der erganzenden Ausstattung hat der Haushaltsgesetzgeber im Jahr 2024 4,9 Mio. Euro zur
Verfligung gestellt.

Mit dem Bewirtschaftungsrundschreiben macht das BBK den Landern Vorgaben zur Unter-
bringung, Pflege und Instandhaltung der erganzenden Ausstattung. Zudem macht es Vorga-
ben zum Berichtswesen. So haben die Lander fiir jedes bundeseigene Fahrzeug ein Fahrten-
buch oder ein vergleichbares Dokument zu fiihren, dessen stichprobenartige Uberpriifung
sich das BBK vorbehdlt. Weiterhin miissen die Ldinder dem BBK quartalsméaRig die Verwen-
dung der zugewiesenen Mittel im Rahmen der Bewirtschaftung der bundeseigenen Ausstat-
tung auf Excel-Tabellen nachweisen. Die entsprechenden Belege sollen sie auf Nachfrage
vorlegen (Quartalsmeldungen).

Eine jahrliche Abfrage soll Auskunft (iber den aktuellen Stand zur Funktionsfahigkeit und Ein-
satzbereitschaft der Fahrzeuge und ihrer Ausriistung geben (Einsatzbereitschaftsabfrage).
Das BBK halt dafiir Excel-Tabellen bereit, die von den Landern auszufillen sind.

Das BBK hat im Bewirtschaftungsrundschreiben festgelegt, dass es die eingesandten Nach-
weise und Berichte der Lander auswertet und die Nachweise stichprobenartig prift. Darliber
hinaus behalt sich das BBK vor, sich Akten vorlegen zu lassen und Beauftragte zu Vor-Ort-
Priifungen zu entsenden. Die Passagen zur stichprobenhaften Uberpriifung der Belege sowie
zu den Vor-Ort-Priifungen sind in jedem Bewirtschaftungsrundschreiben seit dem Jahr 2021
enthalten.?3

Die Fahrtenbiicher der Fahrzeuge hat das BBK bisher nicht, auch nicht stichprobenartig, ge-
prift. Es hat auch keine Akten oder sonstige Nachweise angefordert. Vor-Ort-Prifungen ha-
ben bisher nicht stattgefunden.

Die Quartalsmeldungen hat das BBK ausgewertet, soweit die Lander eine Riickmeldung ge-
geben haben. Ein Land hatte im Jahr 2023 keine Riickmeldung gegeben. Folgerungen zu

22 pauschale Erstattung der Ausgaben fiir die Unterbringung der Einsatzfahrzeuge des erginzenden Katastro-
phenschutzes sowie der persdnlichen CBRN-Schutzausristung, fiir drztliche Untersuchungen der Helferin-
nen und Helfer und fiir die Gewahrleistung der jederzeitigen Einsatzbereitschaft der Analytischen Task
Forces zur Unterstiitzung der ortlichen Einsatzleitung mit Spezialtechnik bei komplexen CBRN-Lagen.

2 vgl. BBK, Bewirtschaftung von Haushaltsmitteln des Bundes fiir den Katastrophenschutz im Zivilschutz auf
Standortebene Haushaltsjahr 2021; Bewirtschaftungsrundschreiben Haushaltsjahr 2022; Bewirtschaftungs-
rundschreiben Haushaltsjahr 2023.
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moglicherweise gebotenen Kontrollen, zur Vorlage von Belegen oder zu Vor-Ort-Kontrollen
hat das BBK aus den Auswertungen nicht getroffen.

Eine Riickmeldung zur Einsatzbereitschaft haben im Jahr 2023 nur zehn Lander gegeben. In
der Excel-Tabelle des BBK sollen die Lander zu jedem Fahrzeug eintragen, wie viele Kilome-
ter sie das Fahrzeug zu welchem Zweck bewegt haben, ob es einsatzbereit ist und ob eine
erganzende Ausbildung des Personals stattgefunden hat. Die Meldungen zur Einsatzbereit-
schaft hat das BBK nicht ausgewertet.

Das BBK gibt an, dass es an der Bereitschaft der Lander mangelt, an den Riickmeldungen
mitzuwirken. Es habe keine Handhabe, die Mitteilung der Daten durchzusetzen. Es versuche
,konsensual”, die Lander zur Mitarbeit zu bewegen.

Der Bundesrechnungshof hatte bereits im Jahr 2016 eine engere Kontrolle der Aufgaben-
wahrnehmung durch die Lander angemahnt. Das BBK hatte seinerzeit zugesichert, die jahrli-
chen Berichte auszuwerten und das Berichtswesen zu einem aussagekraftigen Instrument
weiterentwickeln zu wollen, um belastbare Aussagen Uber die Einsatzfahigkeit, die ord-
nungsgemale Fahrzeugnutzung und Verwendung der bereitgestellten Haushaltsmittel des
Bundes treffen zu kdnnen.?*

3.1.2 Wirdigung

Wir haben das bisherige Berichtswesen des BBK fiir rudimentar gehalten. So hat es nicht nur
an der Kontrolle der Abrechnungen gemangelt, sondern vor allem auch an der Auswertung
der angeforderten Informationen.

Zwar hatte das BBK im Bewirtschaftungsrundschreiben mindestens seit dem Jahr 2020 fest-
gelegt, wie die Lander die Abrechnung der zur Verfligung gestellten Betrage vornehmen
mussen. Es hatte auch bestimmt, dass Fahrtenblicher zu fiihren und dass Quartalsberichte
und Einsatzbereitschaftsanzeigen abzugeben sind. Es hat aber bisher weder Fahrtenbiicher
—noch nicht einmal stichprobenhaft — gepriift noch Vor-Ort-Kontrollen durchgefiihrt. Die Be-
richte der Lander wertete das BBK nicht oder nicht vollstandig aus. Die Lander arbeiteten
auch nur unzureichend mit. Besonders deutlich wird dies dadurch, dass bei der Einsatzbe-
reitschaftsanzeige (iberhaupt nur zehn Lander eine Riickmeldung gegeben haben. Das Fiih-
ren von Excel-Tabellen ist sinnlos, wenn diese unvollstandig sind, die angeforderten Daten
nicht ausgewertet und den Landern zurlickgespiegelt werden. Auch ist die Aktenfiihrung
nicht zweckmaRig. Denn sie erlaubt der Sachbearbeitung nur einen unzureichenden Uber-
blick dartiber, welches Fahrzeug bereits welche Instandhaltungs- oder ReparaturmaRnahme
erhalten hat, ob es einsatzbereit ist und ordnungsgemal bewegt und belibt wurde. Dass
mehrere Tausend Fahrzeuge lediglich in jahrlichen Excel-Abfragen gefiihrt werden,

2 AbschlieRende Mitteilung vom 20. Juli 2016 tiber die Priifung , Auftragsverwaltung der Lander fiir das Bun-
desamt fiir Bevolkerungsschutz und Katastrophenbhilfe (durch die Freie und Hansestadt Hamburg), Akten-
zeichen: H 04 - 2015 - 0114.
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erschwert es der Sachbearbeitung, unrechtmaRiges oder gar missbrauchliches Verhalten er-
kennen zu kdnnen.

3.2 Keine Ubersicht Giber die abgerechneten Ausbildungen
und Unterrichtseinheiten

3.2.1 Feststellungen

Die nach Landesrecht im Katastrophenschutz mitwirkenden Einheiten und Einrichtungen er-
halten eine ergdanzende Ausbildung im Hinblick auf die besonderen Gefahren und Schaden,
die im Zivilschutzfall drohen. Grundlage hierfur ist das Ausbildungskonzept?>. Im Jahr 2024
sind fiir die ergédnzende Ausbildung 5,9 Mio. Euro veranschlagt.

Nach dem Bewirtschaftungsrundschreiben sind die Ausgaben der erganzenden Ausbildung
nachzuweisen. Dazu hat die schulische Einrichtung aufgeschlisselt nach Lehrgangen mitzu-
teilen, wie viele Einsatzkrafte sie im Kalenderjahr ausgebildet hat. Ferner muss sie eine Be-
scheinigung vorlegen, dass die Bundesmittel fir die Ausbildungen zweckentsprechend ver-
wendet wurden.

Der Bund finanziert weiterhin fiir die den Sanitatsfahrzeugen der Medizinischen Task Force
(MTF) und der Unterstiitzungskomponente zugeordneten Rettungssanitaterinnen und Ret-
tungssanitater (in Doppelbesatzung) die Kosten der theoretischen Ausbildung (Grundlehr-
gang) sowie des Abschlusslehrgangs einschliefllich der Priifung.

Ferner erstattet der Bund die Kosten fiir die Erweiterung der Fahrerlaubnis, wenn zum Fiih-
ren eines bundeseigenen Fahrzeugs keine ausreichende Anzahl an Einsatzkraften mit der er-
forderlichen Fahrerlaubnisklasse zur Verfiigung steht. Die Kosten sind nachzuweisen und
,konkret gegen Beleg abzurechnen.“?®

Das BBK flihrt keine Akten liber die in den Landern durchgefiihrten Ausbildungseinheiten. Es
weist lediglich pauschal die Haushaltsmittel an, die die Lander anfordern. Zweimal im Jahr
fragt es ab, wie viel Haushaltsmittel das jeweilige Land bereits verausgabt hat und passt
dann seine Leistungen entsprechend an. Daher hat das BBK keinen Uberblick tiber die Unter-
richtseinheiten, die in den Landern stattfinden. Es kennt auch nicht den Inhalt der finanzier-
ten Ausbildungen. Es hat zudem keine Kenntnis dartber, wie viele Rettungssanitaterinnen
und Rettungssanitater die Lander jeweils ausgebildet haben. Wie viele Personen auf Grund-
lage seiner Zahlungen eine Fiihrerscheinausbildung erhalten haben, ob diese notwendig wa-
ren und in welcher Hohe Kosten angefallen sind, ist dem BBK ebenfalls nicht bekannt.

25 BBK, Ergdnzende zivilschutzbezogene Ausbildung der Einheiten und Einrichtungen des Katastrophenschut-
zes nach Landesrecht (Ausbildungskonzept), Stand: 1. August 2018.
%6 Sjehe Bewirtschaftungsrundschreiben, Seite 21.
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3.2.2 Wairdigung

Bei der Finanzierung von Ausbildungseinheiten hat das BBK auf die Abrechnung der Ausbil-
dungseinheiten und den Nachweis der durchgefiihrten Ausbildungen verzichtet. Es hat ledig-
lich jahrlich pauschal die von den Ldndern angeforderten Haushaltsmittel angewiesen. Damit
hat es nicht nur dem eigenen Bewirtschaftungsrundschreiben widersprochen, das insoweit
eine vollig andere, sehr detaillierte Abrechnungspraxis vorsieht. Es hat auch nicht kontrollie-
ren kénnen, ob die Lander die Haushaltsmittel zweckentsprechend verwendet haben.

Dies haben wir nicht nur im Hinblick auf die ordnungsgemalie Verwendung von Haushalts-
mitteln kritisch gesehen. Das BBK kann bei pauschaler Abrechnung nicht tGberblicken, ob und
wieviel Personen die Lander tatsachlich ausgebildet haben. Das betrifft nicht nur das Perso-
nal fir die Medizinische Task Force und damit die Frage, ob genug Rettungssanitaterinnen
und Rettungssanitater zur Verfligung stehen. Das BBK hat auch keine Kenntnis dariiber, ob
es vor Ort genug Personal mit der erforderlichen Fahrerlaubnis gibt, die ergdnzend gelieferte
Fahrzeuge bewegen kénnen.

Damit hat der Bund zwar Haushaltsmittel fiir Ausbildungen im Zivilschutzbereich, veraus-
gabt, ohne aber zu wissen, ob im Zivilschutzfall auch genligend ausgebildetes Personal vor-
handen ist.

3.3 Keine Einnahmen

3.3.1 Feststellungen

Im Bewirtschaftungsrundschreiben macht das BBK auch Vorgaben zu méglichen Einnahmen
aus der Nutzung der erganzenden Ausstattung. Wenn Lander Dritten (z. B. Hilfsorganisatio-
nen) Teile der ergdnzenden Ausstattung zur Verfligung stellen, kdnnen diese hieraus Einnah-
men erzielen. Das ist beispielsweise der Fall, wenn diese die Ausstattung fiir einen Feuer-
wehreinsatz oder Sanitatswachdienste nutzen. Die Lander missen die Einnahmen an den
Bund erstatten, sobald die Nutzung nicht fiir Zwecke des Zivilschutzes gemal3 § 26 Absatz 3
ZSKG insgesamt mehr als 5 000 km pro Kalenderjahr und Fahrzeug umfasst.

Bisher verzeichnet der Bund keine entsprechenden Einnahmen. Grund hierfir ist nach Anga-

ben des BBK, dass nach den Mitteilungen der Lander die Fahrzeuge weniger als 5 000 Kilo-
meter bewegt wiirden. Auch hier kontrolliert das BBK die Angaben der Lander nicht.

3.3.2 Wirdigung
Da das BBK die Nutzung der erganzenden Ausstattung nicht kontrolliert hat, hat es tber
keine Erkenntnisse verfligt, ob es durch die Nutzung Dritter Einnahmen erzielen kénnte.

Dass BBK sollte daher auch hier die Angaben der Lander angemessen kontrollieren.
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3.4 Gesamtwurdigung und Empfehlung zur Bundesaufsicht

Das BBK hat in den letzten Jahren nahezu samtliche in den Bewirtschaftungsrundschreiben
vorgesehenen Mallnahmen zur Abrechnung und Kontrolle seiner Ausgaben unterlassen. Es
hat dabei nicht nur die eigenen Bewirtschaftungsrundschreiben missachtet, sondern auch
den Grundsatzen der OrdnungsmaRigkeit und Wirtschaftlichkeit zuwidergehandelt (§ 7
BHO).

GemaR § 2 ZSKG nehmen die Lander die Aufgaben des Gesetzes im Rahmen der Auftragsver-
waltung wahr (Bundesauftragsverwaltung). Danach missen die Léander die recht- und zweck-
maRige Ausfiihrung grundsatzlich sicherstellen (Wahrnehmungskompetenz). Der Bund hat
jedoch mit der Bundesaufsicht nach Artikel 85 Absatz 4 Grundgesetz weitreichende Steue-
rungs- und Kontrollbefugnisse. Im Bereich des Zivilschutzes hat das BBK gemal} § 4 Absatz 2
ZSKG die Voraussetzungen fiir eine wirksame Bundesaufsicht im Hinblick auf die Ausfiihrung
des ZSKG durch die Lander zu schaffen und die Bundesaufsicht umzusetzen. Die Aufsicht des
Bundes erstreckt sich auf die GesetzmaRigkeit und die ZweckmaRigkeit der Ausfiihrung. Kon-
kretisiert wird sie in der , Leitlinie zur Bundesaufsicht nach Artikel 85 Grundgesetz bei der
Ausfihrung von Geldleistungsgesetzen durch die Lander im Wege der Bundesauftragsver-
waltung” (Leitlinie zur Bundesaufsicht). Sie stellt Rahmen, Grundsatze, Ziele und Instrumente
der Bundesaufsicht dar:

So kommt neben allgemeinen Instrumenten wie Verwaltungsvorschriften, Empfehlungen
und Unterrichtungsersuchen auch die Weisung in Betracht. Die Weisung kann sich auf die
GesetzmaRigkeit und/oder auf die ZweckmaRigkeit der Ausflihrung der Bundesgesetze er-
strecken. Darliber hinaus kann das zustdandige Bundesministerium von allen Landesbehoérden
Berichte und die Vorlage von Akten verlangen. Sie kann weiterhin Beauftragte zu allen mit
der Durchfiihrung des Gesetzes betrauten Behérden des Landes (Ministerien, Mittelbehor-
den, Kommunen als unterste Landesbehérden) entsenden und Vor-Ort-Kontrollen durchfiih-
ren.?’

Wir haben es daher fiir nicht nachvollziehbar erachtet, warum der Bund diese Moglichkeiten
nicht wahrgenommen hat. Das BBK muss seine Weisungen zur Berichtspflicht durchsetzen.
Er muss zumindest stichprobenhaft die eingereichten Dokumente priifen und Beauftragte zu
Vor-Ort-Kontrollen entsenden. Eine Kostenerstattung kommt nur in Betracht, wenn die Lan-
der ordnungsgemalie Abrechnungen einreichen und diese der Kontrolle standhalten. In Be-
tracht kommt auch, die Auszahlung der Haushaltsmittel von der ordnungsgemaRen und frist-
gerechten Einreichung der Quartalsberichte und Einsatzbereitschaftsanzeigen abhangig zu
machen. Das BBK hat sich ausschlielRlich um ein konsensuales Vorgehen im Umgang mit den
Landern bemiht. Dabei hat es Sinn und Zweck der Bundesauftragsverwaltung verkannt und
letztlich seine gesetzliche Pflicht der Bundesaufsicht nicht wahrgenommen.

27 Leitlinie zur Bundesaufsicht nach Artikel 85 Grundgesetz bei der Ausfiihrung von Geldleistungsgesetzen
durch die Lander im Wege der Bundesauftragsverwaltung vom 2. April 2015, Seite 5 ff.
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Wir haben vom BBK erwartet, dafiir Sorge zu tragen, dass die Lander mitwirken. Deren Ver-
pflichtung ergibt sich aus dem Grundsatz der Bundestreue?® und ihrer eigenen Verantwor-
tung zum Schutz der Bevolkerung.

3.5 Stellungnahme
BMI und BBK haben ihre unzureichende Bundesaufsicht anerkannt.

Sie haben angekiindigt, dass das BBK die Fachaufsicht tiber die Lander im Bereich der ergan-
zenden Ausstattung und der Abrechnung der Ausbildungseinheiten verstarken werde. Fir
die Uberpriifung der Abrechnungen strebe es digitale Lésungen an. Sie sollen das Personal
schnell und unkompliziert bei der Auswertung der Daten unterstiitzen und in die Lage ver-
setzen, die Fachaufsicht wahrzunehmen. Zudem werde es ein digitales Fahrtenbuch einflh-
ren, das es ermoglichen soll, jede Bewegung eines Fahrzeugs einem (Einsatz)Zweck zuzuord-
nen. Auf dieser Grundlage kénnten dann etwaige Forderungen des Bundes durchgesetzt und
Einnahmen generiert werden.

Mit umfassenden KommunikationsmaRnahmen habe das BBK die zustandigen Stellen auf
Landesebene fiir die Belange des Bundes als Aufgabentrager sowie auf ihre Landespflichten
im Rahmen der Bundesauftragsverwaltung hingewiesen. Dariiber hinaus habe es die Lander
aufgefordert, die Zuweisung der Standortpauschale davon abhangig zu machen, dass die
Vorgaben zur Unterbringung der Fahrzeuge eingehalten werden. Hierzu miissten die Lander
bis zum Jahresende an das BBK berichten.

Zukunftig werde das BBK pro Quartal die Quartalsmeldungen von jeweils vier Bundeslandern
auswerten. Bei Auffalligkeiten wiirden die bewirtschaftenden Stellen aufgefordert, dazu
Stellung zu nehmen und erforderlichenfalls Korrekturen vorzunehmen. Ferner wolle es ein-
zelne Zahlungen in den Folgejahren an die Ergebnisse der vorgenannten Berichte kniipfen.
Dadurch sei es im Interesse der Lander, die Berichte plinktlich und vollstandig vorzulegen.
Sollten diese die Berichte verspatet oder unvollstindig vorlegen, werde das BBK auch die
Moglichkeiten in Betracht ziehen, den Landern eine Weisung nach Artikel 85 Absatz 3 GG zu
erteilen.

28 Vgl. Diirig/Herzog/Scholz, Grundgesetz-Kommentar, Artikel 20, Randnummern 128 ff: ,Dem bundesstaatli-
chen Prinzip entspricht [...] die verfassungsrechtliche Pflicht, dass die Glieder des Bundes sowohl einander
als auch dem gréReren Ganzen und der Bund den Gliedern die Treue halten und sich verstandigen. Der im
Bundesstaat geltende verfassungsrechtliche Grundsatz des Foderalismus enthalt deshalb die Rechtspflicht
des Bundes und aller seiner Glieder zu ,bundesfreundlichem Verhalten’; d. h. alle an dem verfassungsrecht-
lichen ,Blndnis‘ Beteiligten sind gehalten, dem Wesen dieses Blindnisses entsprechend zusammenzuwirken
und zu seiner Festigung und zur Wahrung seiner und der wohlverstandenen Belange seiner Glieder beizu-
tragen”. Und weiter: ,,Ein Bundesstaat kann nur bestehen, wenn Bund und Lander im Verhaltnis zueinander
beachten, dass das Mal3, in dem sie von formal bestehenden Kompetenzen Gebrauch machen kénnen,
durch gegenseitige Riicksichtnahme bestimmt ist”.
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Die Gesamtheit dieser MaRnahmen wiirden es dem Bund ermoglichen, seine gesetzlichen
Pflichten der Bundesaufsicht nachzukommen.

3.6 AbschlieRende Wiirdigung

Das BBK will seine Fachaufsicht verstarken. Vor diesem Hintergrund schlieBen wir diesen
Punkt ab.

4 Fazit

4.1 Ausstattung der Lander bedarfsgerecht erganzen

Der Bund kann nicht abschatzen, ob er die Bevolkerung im Zivilschutzfall ausreichend schit-
zen und unterstiitzen kann. Er ist weder liber die Notwendigkeit und Auskdmmlichkeit der
erganzenden Ausstattung hinreichend informiert noch kann er ihre Einsatzfahigkeit Gberbli-
cken. Der Bundesrechnungshof hat dies angesichts der veranderten Sicherheitslage fiir nicht
hinnehmbar gehalten. Das BBK handelt im Bereich der erganzenden Ausstattung auf Grund-
lage eines veralteten Ausstattungskonzepts aus dem Jahr 2008. Bei dessen Erarbeitung ma-
Ben Bund und Lander dem Zivilschutzfall keine Bedeutung bei und betrachteten ihn als
hochst unwahrscheinlich. Eine auf Risikoanalysen beruhende Bedarfsanalyse lag dem Aus-
stattungskonzept nicht zugrunde. Seit (iber 20 Jahren stattet der Bund die Lander ,fir Zivil-
schutzzwecke” ergénzend aus, ohne deren Personal- und Materialausstattung im Katastro-
phenschutz vollstandig zu kennen. Vielmehr stellt er den Landern Einsatzfahrzeuge mit dem
alleinigen Ziel zur Verfiigung, ein im veralteten Konzept vorgesehenes Ausstattungs-Soll zu
erreichen. Ob diese Fahrzeuge den Katastrophenschutz der Lander wirklich sinnvoll ergéanzen
und sie fur den Zivilschutz Gberhaupt notwendig, geeignet und zweckmaRig sind, kann er
nicht beurteilen.

Bei der Bundesaufsicht hat das BBK nicht nur Kontrollen unterlassen, es hat vorhandene Da-
ten insbesondere zur Einsatzbereitschaft der erganzenden Ausstattung nicht hinreichend
ausgewertet.

Dabei geht es hier nicht nur um die zweckentsprechende und ordnungsgemaRe Verwendung
von Bundesmitteln. Seit dem Angriffskrieg Russlands gegen die Ukraine hat sich die sicher-
heitspolitische Lage verandert. Der Verteidigungsfall ist angesichts der aktuellen Sicherheits-
lage nicht mehr ,,hochst unwahrscheinlich.” Es ist daher dringend erforderlich, dass die Zivil-
schutzausstattung einsatzbereit, vollstandig und personell ausgestattet ist. Dies zu gewahr-
leisten ist Aufgabe der Lander, dies zu kontrollieren ist Aufgabe des BBK.
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4.2 Stellungnahme

BMI und BBK haben anerkannt, dass die bislang vorliegenden Informationen zu Risikobewer-
tungen und zu Fahigkeiten der Lander nicht ausreichen, um die bedrohungsgerechte und
den Kapazitaten der Lander angepasste Erganzende Ausstattung fir den Zivilschutz vollum-
fanglich bereitzustellen. Daher habe sich der Bund mit den Landern auf die Durchfiihrung
von Landerabfragen verstandigt. Deren Ergebnisse wiirden es ermdglichen, das Ausstat-
tungskonzept zu Uberarbeiten. Die aktuell beschaffte Erganzende Ausstattung werde den-
noch bestimmten Bedrohungen gerecht und in den Landern stationiert, um im Verteidi-
gungsfall eingesetzt werden zu kénnen. Anderungen im Ausstattungskonzept wiirden dann
eine vollumfanglich bedrohungsgerechte Erganzende Ausstattung konzeptionell beschrei-
ben, die es dann — nach Bereitstellung der erforderlichen Haushaltsmittel — zu beschaffen
gelte.

4.3 Abschlielende Wirdigung

Wir sehen, dass sich das BBK bemiiht, Informationen zu Risikobewertungen und zu Fahigkei-
ten der Lander zu erhalten und eine Neukonzeption anstrebt. Die Landerabfragen miissen
jedoch zeitnah und systematisch erfolgen. Vor dem Hintergrund der aktuellen Bedrohungs-
lage darf das BBK sich nicht mit einem Zeitrahmen von finf Jahren zufriedengeben (vgl. oben
Ziffer 2.1). Zwar mag auch aktuell Ergdnzende Ausstattung in den Landern verfligbar sein.
Das BBK kann aber nicht sicherstellen, ob sie auskdmmlich ist, ob sie die Landerressourcen
sinnvoll erganzt und ob genligend Personal zur Verfligung steht.

Wir behalten uns vor, hierliber dem Parlament zu berichten.

Essers Griunwald

Beglaubigt: Hupertz, Tarifbeschaftigte

Wegen elektronischer Bearbeitung ohne Unterschrift und Dienstsiegelabdruck.

25



	0 Zusammenfassung 
	1 Vorbemerkungen 
	1.1 Verfassungsrechtliche Grundlagen 
	1.2 Neue Strategie zum Schutz der Bevölkerung 
	1.3 Ergänzende Ausstattung gemäß § 13 ZSKG 

	2 Grundlagen der ergänzenden Ausstattung 
	2.1 Ausstattungskonzept veraltet und ohne Bedarfsanalyse 
	2.1.1 Feststellungen 
	2.1.2 Würdigung 
	2.1.3 Empfehlung 
	2.1.4 Stellungnahme 
	2.1.5 Abschließende Würdigung 

	2.2 Bund hat keinen Überblick über Ausstattung und Personal des Katastrophenschutzes 
	2.2.1 Feststellungen 
	2.2.2 Würdigung 
	2.2.3 Empfehlung 
	2.2.4 Stellungnahme 
	2.2.5 Abschließende Würdigung 


	3 Mangelhafte Wahrnehmung der Bundesaufsicht 
	3.1 Keine Überprüfung der Abrechnungen 
	3.1.1 Feststellungen 
	3.1.2 Würdigung 

	3.2 Keine Übersicht über die abgerechneten Ausbildungen und Unterrichtseinheiten 
	3.2.1 Feststellungen 
	3.2.2 Würdigung 

	3.3 Keine Einnahmen 
	3.3.1 Feststellungen 
	3.3.2 Würdigung 

	3.4 Gesamtwürdigung und Empfehlung zur Bundesaufsicht 
	3.5 Stellungnahme 
	3.6 Abschließende Würdigung 

	4 Fazit 
	4.1 Ausstattung der Länder bedarfsgerecht ergänzen 
	4.2 Stellungnahme 
	4.3 Abschließende Würdigung 


